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   Nürnberg, den 27. März 2006

Umsetzung des Zuwanderungsgesetzes;

Praktiker-Erfahrungsaustausch im Rahmen der Evaluation des Zuwanderungsgesetzes am 30. März 2006 im Bundeshaus – hier Textbeitrag der Bundesagentur für Arbeit

Eine der wesentlichen Neuerungen des Zuwanderungsgesetzes besteht darin, in dem seit 1. Januar 2005 in Kraft getretenen Aufenthaltsgesetz nicht nur die Voraussetzungen für den Aufenthalt und die Einreise in das Bundesgebiet zu regeln. Auch die Vorschriften über den Zugang zu Erwerbstätigkeit sind jetzt Bestandteil des neuen Aufenthaltsgesetzes. Sie bringen allein durch ihren Standort die Grundentscheidung des Gesetzgebers zum Ausdruck, wonach Aufenthalt und Beschäftigung sowohl im Verfahren als auch in ihrer Bedeutung für den Ausländer zusammen gehören. Vor allem muss jeder Aufenthaltstitel erkennen lassen, ob und in welchem Umfang die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist (§ 4 Abs. 2 Satz 2 AufenthG). 
In verfahrensmäßiger Hinsicht bedeutet dies, dass Ausländerbehörden und Agenturen für Arbeit bei Durchführung des Aufenthaltsgesetzes miteinander im Rahmen eines mehrstufigen Verwaltungsverfahrens - dem sog. „one-stop-government“ - kooperieren. Antrag und Bescheiderteilung erfolgen an einer Stelle. Dem Ausländer steht mit der Ausländerbehörde ein einheitlicher Ansprechpartner gegenüber. Die Gefahr von widersprüchlichen Entscheidungen wird vermieden.
Trotz dieser neuen Weichenstellung haben sich jedoch Aufgabe und Funktion der Bundesagentur für Arbeit im Arbeitsmarktzulassungsverfahren nicht grundsätzlich geändert. Kernaufgabe der Agenturen für Arbeit ist nach wie vor, die Voraussetzungen für den Zugang zu Beschäftigung zu klären und hierüber verbindlich zu entscheiden. Auch nach Maßgabe des Zuwanderungsgesetzes sind die Agenturen für Arbeit im Wesentlichen zuständig für die Prüfung von Beschäftigungsbedingungen und Arbeitsmarkt. Sie kommen damit dem gesetzlichen Auftrag nach, den Zugang zu Beschäftigung grundsätzlich unter den Vorbehalt der Lage und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt zu stellen (vgl. §§ 1 Abs. 1 Satz 1, 2, 18 Abs. 1 und 39 AufenthG).

Unverändert ist darüber hinaus die Rolle der Bundesagentur für Arbeit als Hauptansprechpartner der Arbeitgeber. Das ist sowohl arbeitsmarktpolitisch als auch vom Selbstverständnis der Bundesagentur für Arbeit her zu begrüßen. 

Zur Durchführung des internen Zustimmungsverfahrens hat die Bundesagentur für Arbeit in Abstimmung mit mehreren Innenverwaltungen der Länder einen einheitlichen Vordruck entwickelt, der – soweit ersichtlich – bundesweit verwandt wird. Er versetzt die Mitarbeiter in den Agenturen für Arbeit in die Lage, anhand der bei der Ausländerbehörde bzw. der Auslandsvertretung erhobenen Daten über den Arbeitsmarktzugang zu entscheiden. Mit der für das Jahr 2006 vorgesehenen Einführung eines web-basierten Zustimmungsverfahrens werden weitere Verbesserungen für die Kooperation beider Stellen geschaffen. Grundlage hierfür ist die Erweiterung des AZR/VISA-Online-Portals, das vom Bundesverwaltungsamt in Kooperation mit dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge betrieben wird. Durch den Einsatz dieses Portals kann das Zustimmungsverfahren künftig auf elektronischem Weg durchgeführt werden.

Aus Sicht der Bundesagentur für Arbeit hat sich das „one-stop-government“-Verfahren im Bereich der Arbeitsmarktzulassung insgesamt bewährt. Abstimmungsprobleme treten zwar in Einzelfällen oder regional bedingt nach wie vor auf beiden Seiten auf. Grundsätzlich sind aber aus Sicht der Bundesagentur für Arbeit weder im Hinblick auf die Verfahrensdauer noch die Qualität der Entscheidung Einbußen gegenüber dem bisherigen Verfahren erkennbar.

Bei einigen Zulassungstatbeständen kommt es in der Praxis im Hinblick auf die Aufgabenteilung zwischen Ausländerbehörde und Agentur für Arbeit zu Auslegungs- bzw. Zuständigkeitsschwierigkeiten, die aus der vom Gesetz vorgesehen und nicht immer klar abgegrenzten gemeinsamen Verantwortung für die Durchführung des Aufenthaltsgesetzes resultieren:

Dies betrifft z.B. die Entscheidung über eine ausnahmsweise begründete Zulassung im Einzelfall wenn ein "öffentliches“ Interesse an der Beschäftigung gem. § 18 Abs. 4 Satz 2 AufenthG vorliegt. Dies darf nicht ohne Beteiligung der örtlichen Agentur für Arbeit entschieden werden. Sie ist zuständig für die arbeitsmarktliche Beurteilung, ob an der Beschäftigung ein solches Interesse besteht. Die gegenüber dem Ausländer entscheidende Ausländerbehörde sollte dabei – wie auch die Bundesagentur für Arbeit – jeweils ihre Beurteilung für die Bejahung oder Verneinung des jeweiligen Tatbestandsmerkmals offen legen. 
Entsprechendes gilt für die (Streit-)frage, ob im Einzelfall bei bestimmten Tatbeständen Zustimmungsfreiheit besteht und die Ausländerbehörde allein entscheiden kann. Wenn diese Zweifel vorliegen, muss auch hier eine Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit erfolgen. Dort kann zum einen besser eingeschätzt werden, welche positiven oder ggf. nachteiligen Wirkungen von einer Arbeitsmarktzulassung ausgehen. Zum anderen würde, falls die Ausländerbehörde zu Unrecht und ohne Rücksprache mit der Bundesagentur für Arbeit eine Zustimmungsfreiheit bejaht, die Zuständigkeit der Bundesagentur für Arbeit übergangen, selbst über zustimmungspflichtige beschäftigungsrelevante Sachverhalte zu befinden.
Anzumerken ist schließlich, dass das „one-stop-government“ nur einen Teil der Arbeitsmarktzulassungen nach und in Deutschland erfasst. Es gibt zwei Bereiche, die davon abweichend geregelt sind und in denen unterschiedliche Probleme bestehen. 
(1) Für den Zeitraum der Übergangsfristen bleibt die Bundesagentur für Arbeit in dem vergleichsweise überwiegenden Teil der besonders geregelten Zulassungsfälle aus den EU- 8-Beitrittstaaten auskunftsgebende und bescheiderteilende Stelle. Eine Beteiligung der Ausländerbehörden ist in diesen Verfahren nicht vorgesehen. Die zu entscheidenden Sachverhalte rufen in den Agenturen für Arbeit nicht nur mengenmäßig sondern auch wegen der Komplexität der zu beachtenden europarechtlichen Rechtsvorschriften einen anhaltend hohen Prüfungs- und Arbeitsaufwand hervor.
 In diesem Zusammenhang ist bemerken, dass es weitgehend unbekannt zu sein scheint, dass für neue Unionsbürger aus den Beitrittstaaten priviliegierte Zulassungsmöglichkeiten zur Ausübung einer Beschäftigung in Deutschland geschaffen wurden. Im Unterschied zu den begrenzten Möglichkeiten für Drittstaatsangehörige können sie, wenn inländische Bevorrechtigte auf dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen, zu jeder Tätigkeit, die eine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, zugelassen werden (§ 39 Abs. 6 AufenthG). Unverständlich ist, dass diese Möglichkeit bisher kaum genutzt wird, handelt es sich doch um einen nur an Arbeits(markt)bedingungen geknüpften Zulassungstatbestand, der gerade der Nachfrage der Wirtschaft nach qualifizierten Arbeitskräften und für mehr Flexibilität im Arbeitsmigrationsverfahren entsprechen dürfte.
(2) In allen Fällen, in denen keine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erforderlich ist, entscheiden die Ausländerbehörden allein. Dies sind vor allem die durch das Zuwanderungsgesetz vorgesehenen gesetzlichen Arbeitsmarktzugänge oder sonstige Tatbestände von arbeitsmarktlich untergeordneter Bedeutung. 
Dies führt im Ergebnis dazu, dass die  Bundesagentur für Arbeit nicht mehr über einen Gesamtüberblick der Zulassungen von Ausländern zum deutschen Arbeitsmarkt verfügt. Dies gilt insbesondere für die Zulassung von Hochqualifizierten gem. § 19 AufenthG i.V.m. § 3 BeschV. Insofern sollte die fehlende Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit im Zulassungsverfahren für Hochqualifizierte überdacht werden. Denn es handelt sich hier zweifellos um arbeitsmarktlich relevante Fallkonstellationen, die auch sonst den Agenturen für Arbeit zugeordnet und dort sachgerechter bewertet werden können. 
Hinzu kommt auch in den Fällen, in denen das One-Stop-Government praktiziert wird, dass Zustimmungen für Drittstaatsangehörige nur im Fall ihrer Erteilung oder Versagung von der Bundesagentur für Arbeit erfasst werden. Damit wird aber keine Aussage darüber getroffen, ob der Ausländer auch von der Ausländerbehörde einen entsprechenden Titel erhalten bzw. noch im Besitz eines entsprechenden Aufenthaltstitels ist und sich in Deutschland auf dem Arbeitsmarkt aufhält.

Insgesamt kann deshalb auch der Beitrag des Zuwanderungsgesetzes zum „Wettbewerb um die besten Köpfe“ nicht abschließend eingeschätzt werden. Auf die fehlende Datenlage im Bereich des § 19 AufenthG zur Zulassung Hochqualifizierter ist bereits verwiesen worden. Davon zu unterscheiden sind die Nachfolgeregelungen zur sog. Green-Card für IT-Fachleute, denen ein anderes Qualifikationsniveau zugrunde liegt. Auf der Basis von § 27 Nr. 1 BeschV wurden in 2005 insgesamt 2.320 Zustimmungen erteilt. Diese Größenordnung steht durchaus in Kontinuität zu den Arbeitsmarktzulassungen nach den bisherigen Green-Card-Regelungen.
Zur Verbesserung ihrer in § 39 AufenthG angelegten Steuerungsaufgabe sind aus Sicht der Bundesagentur für Arbeit jedenfalls Kenntnisse des gesamten Arbeitsmigrationsgeschehens (und nicht nur von Teilaspekten) erforderlich. 
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